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<TitreType>GEMEINSAMER ENTSCHLIESSUNGSANTRAG</TitreType>
<TitreRecueil>eingereicht gemäß 37 Absatz 4 der Geschäftsordnung von</TitreRecueil>
–
<Depute>Jas Gawronski, Arie M. Oostlander und Jacques Santer</Depute> <Commission>{PPE}im Namen der PPE-DE-Fraktion</Commission>
–
<Depute>Glyn Ford</Depute> <Commission>{PSE}im Namen der PSE-Fraktion</Commission>
–
<Depute>Bob van den Bos und Ole Andreasen</Depute> <Commission>{ELDR}im Namen der ELDR-Fraktion</Commission>
anstelle der Entschließungsanträge folgender Fraktionen:

–
{ELDR}ELDR (B5‑0567/2002),

–
{PSE}PSE (B5‑0569/2002),

–
{PPE}PPE-DE (B5‑0572/2002),

<Titre>zur Organisation für die Entwicklung der Energiewirtschaft auf der koreanischen Halbinsel (KEDO)</Titre>
Entschließung des Europäischen Parlaments zur Organisation für die Entwicklung der Energiewirtschaft auf der koreanischen Halbinsel (KEDO)

Das Europäische Parlament,
–
unter Hinweis auf seine früheren Entschließungen zum KEDO-Programm sowie die Berichte seiner beiden Ad-hoc-Delegationen,

–
unter Hinweis auf seine Entschließung vom 5. September 2002 zur Mitteilung der Kommission „Europa und Asien – Strategierahmen für vertiefte Partnerschaften“ (KOM (2001) 469)
,

–
in Kenntnis des 4. Asien-Europa-Treffens (ASEM), das vom 22. bis 24. September 2002 in Kopenhagen stattgefunden hat,

–
in Kenntnis des Gemeinsamen Kommuniqués zwischen der Republik Korea und der EU, das nach dem ersten Gipfel EU/Republik Korea in Kopenhagen am 24. September 2002 herausgegeben wurde,

A.
in der Erwägung, dass die Organisation für die Entwicklung der Energiewirtschaft auf der koreanischen Halbinsel (KEDO) 1995 zur Umsetzung der Rahmenvereinbarung gegründet worden ist, in der die Demokratische Volksrepublik Korea vereinbart hatte, ihr bestehendes Nuklearprogramm auszusetzen und letztlich einzustellen,

B.
in der Erwägung, dass die DVRK durch das KEDO-Programm mit zwei modernen Atomkraftwerken ausgestattet wird, die gemäß internationalen Sicherheitsstandards gebaut, betrieben und überwacht werden sollen, und dass in der Zwischenzeit alternative Energieträger in Form von schwerem Heizöl bereitgestellt werden,

C.
in der Erwägung, dass beim Bau der Kernkraftwerke eine Verzögerung von mindestens sieben Jahren zu verzeichnen ist,

D.
in der Erwägung, dass die KEDO durch die Beiträge der vier Mitglieder des Exekutivrates, also der Republik Korea, Japans, der Europäischen Union und der Vereinigten Staaten von Amerika, finanziert wird sowie durch kleinere Beiträge Neuseelands, Australiens, Kanadas, Indonesiens, Chiles, Argentiniens, Polens, der Tschechischen Republik, Usbekistans und anderer Länder,

E.
in der Erwägung, dass das Europäische Parlament die Haushaltslinie zur KEDO bei seiner ersten Lesung des Haushalts 2003 am 24. 10. 2002 in die Reserve eingestellt hat,

F.
in der Erwägung, dass das KEDO-Programm zum großen Teil von der Republik Korea und von Japan finanziert wird,

G.
zutiefst beunruhigt über Meldungen, wonach die Demokratische Volksrepublik Korea zugegeben hat, dass sie ein geheimes Kernwaffenprogramm zu militärischen Zwecken betreibt,

H.
höchst beunruhigt angesichts der Gefahren, die Nordkorea durch die mangelnde Versorgung mit Lebensmitteln und Medikamenten sowohl infolge von Naturkatastrophen als auch wegen der nicht erfolgten Modernisierung der Wirtschaft nach wie vor drohen, sowie durch Berichte des Welternährungsprogramms, es habe aus Mangel an internationalen Spenden die Verteilung von Getreide an mehr als eine Million Menschen einstellen müssen; deshalb in besonderer Sorge über das Schicksal der am meisten gefährdeten Bevölkerungsgruppen wie Kinder, Kranke und alte Menschen,

I.
in der Erwägung, dass der Export von Raketentechnik die einzige lukrative Einnahmequelle für Nordkorea darstellt,

J.
in der Erwägung, dass die Politik der EU gegenüber Nordkorea die Gewährleistung der Achtung der Grundrechte, der Demokratie und der Rechtsstaatlichkeit zum Ziel haben muss, 

K.
in der Erwägung, dass die humanitäre Situation und die Achtung der Menschenrechte in Nordkorea nach wie vor unzureichend sind und dass die EU ihre Anstrengungen als Geber im Bereich der humanitären Hilfe fortsetzt,

L.
den derzeitigen Menschenrechtsdialog zwischen der DVRK und der Europäischen Union begrüßend,

1.
fordert die DVRK auf, unverzüglich Schritte einzuleiten, um ihren Verpflichtungen im Rahmen des Vertrages über die Nichtverbreitung von Kernwaffen nachzukommen und ihr Programm zur Anreicherung von Uran nachweislich einzustellen;

2.
fordert die DVRK auf, die Herstellung anderer Massenvernichtungswaffen einzustellen;

3.
ist der Auffassung, dass dieses Programm einen schweren Verstoß gegen die Verpflichtungen Nordkoreas im Rahmen des Vertrages über die Nichtverbreitung von Kernwaffen, das Kontrollabkommen der Internationalen Atomenergieorganisation (IAEA), die Gemeinsame Erklärung zwischen Nord- und Südkorea über die Entnuklearisierung der Koreanischen Halbinsel sowie die Rahmenvereinbarung von 1994 darstellt;

4.
ist der festen Überzeugung, dass angesichts der neuen Situation möglicherweise eine Neubewertung des gesamten KEDO-Projekts notwendig ist und dass der Rat und die Kommission in diesem Punkt dem Beispiel der Hauptakteure folgen sollten;

5.
begrüßt die Erklärung des ersten Sekretärs des japanischen Kabinetts Yasuo Fukuda, wonach Japan nach umfassenden Diskussionen mit den betroffenen Ländern über künftige Maßnahmen entscheiden wird;

6.
erwartet, dass die EU als Vollmitglied zum Außenministertreffen in Seoul am 11. November eingeladen wird und auf höchstmöglicher Ebene durch die Kommission vertreten sein wird;

7.
wird gemäß dem Stand der Dinge und in enger Absprache mit der Kommission prüfen, ob die Haushaltsreserve 2003 für KEDO freigegeben werden kann;

8.
verurteilt Pakistan dafür, dass es Technik für die Entwicklung dieses Nuklearprogramms bereitstellt, sollte dies nachweislich der Fall sein;

9.
hält es für erforderlich, mit der DVRK konstruktiv über eine Einstellung der Raketenexporte zu verhandeln;

10.
begrüßt die kürzlich von Nordkorea in Richtung auf die Schaffung einer Marktwirtschaft unternommenen Schritte, die anscheinend unumkehrbar sind;

11.
begrüßt es, dass die DVRK ihre Beteiligung an der Entführung japanischer Bürger eingeräumt hat, fordert sie auf, zu erlauben, dass die nächsten Angehörigen der entführten Japaner diesen nach Japan nachreisen dürfen; fordert ferner die japanische Regierung auf, alle Familienangehörigen ohne Vorbedingungen aufzunehmen;

12.
hofft inständig, dass die jüngsten Fortschritte im Friedensprozess auf der Koreanischen Halbinsel nicht gefährdet werden und dass alle offenen Fragen, einschließlich der Bereiche Kernkraft und Raketen, rechtzeitig im Wege des Dialogs gelöst werden können;

13.
fordert den Rat und die Kommission auf, zu bestätigen, dass die DVRK durch einen konstruktiven Dialog, der konkrete Fortschritte bringt, in die Völkergemeinschaft eingebunden werden muss und dass dies die Aussichten für Frieden und Sicherheit nicht nur in Nordostasien, sondern in der gesamten Welt erheblich verbessern würde;

14.
fordert den Rat, die Kommission, insbesondere ECHO, sowie die internationale Gemeinschaft auf, in jedem Fall weiter ausreichend humanitäre Hilfe für Kinder und andere besonders gefährdete Bevölkerungsgruppen zu leisten, indem schnellstmöglich Medikamente und über 100 000 Tonnen Getreide geliefert werden, um den Bedarf des Welternährungsprogramms für den Rest des Jahres 2002 und für Januar 2003 zu decken; weist darauf hin, dass dabei ständig überwacht werden muss, ob die Lieferungen auch die Zielgruppen erreichen;

15.
fordert die Kommission und den Rat mangels formeller diplomatischer Beziehungen zwischen der DVRK, der Republik Korea, Japan und den USA auf, Kontakte zur nordkoreanischen Regierung aufzunehmen, möglicherweise gemeinsam mit der Volksrepublik China, damit Verhandlungen über eine umfassende Lösung aller offenen Probleme eingeleitet werden können; erklärt sich einstweilen bereit, eine kleine Ad-hoc-Delegation zur Bewertung der neuen Lage zu entsenden;

16.
fordert die DVRK auf, eine Delegation von hochrangigen Mitgliedern der Obersten Volksversammlung in das Europäische Parlament zu entsenden, um Probleme wie Nuklearwaffen, KEDO und weiteres zu behandeln;

17.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, den KEDO-Mitgliedstaaten, der Demokratischen Volksrepublik Korea sowie der Regierung der Volksrepublik China zu übermitteln.
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